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1 Vorbemerkungen 

Die Zwischengeschalteten Stellen (siehe Begriffsbestimmungen, Anlage 3 dieses Erlasses) 

haben gemäß Artikel 73 Absatz 1 Verordnung (EU) 2021/1060 Prüfungen im Rahmen der 

Vorhabenauswahl und –genehmigung (siehe Anlage 3 dieses Erlasses) anhand von 

nichtdiskriminierenden und transparenten Auswahlkriterien durchzuführen. 

Unter angemessener Berücksichtigung der relevanten Vorschriften des Gemeinschaftsrechts 

der Europäischen Union sowie der nationalen Rechtsvorschriften sind bei den Prüfungen 

folgende Schritte zu beachten (siehe dazu auch Anlage 1 dieses Erlasses): 

➢ Prüfung der ggf. aufgestellten und veröffentlichten Zugangsvoraussetzungen (siehe 

dazu Anlage 3 dieses Erlasses) für das Auswahlverfahren, 

➢ Auswahlverfahren auf Grundlage der vom Begleitausschuss genehmigten 

Auswahlkriterien und  

➢ Prüfung der Förderfähigkeit (siehe Anlage 3 dieses Erlasses) der beantragten 

Ausgaben auf Grundlage der jeweiligen Förderrichtlinien/Fördergrundsätze 

(nachfolgend spezifische Fördergrundsätze genannt). 

Im Rahmen des Auswahlverfahrens kann die Prüfung der Zugangsvoraussetzungen und die 

Bewertung der Förderwürdigkeit von den Zwischengeschalteten Stellen oder durch die von 

diesen eingesetzten Auswahlgremien (siehe Anlage 3 dieses Erlasses) durchgeführt werden. 

Die Prüfung der der Förderfähigkeit der Ausgaben bleibt den Zwischengeschalteten Stellen 

(in der Regel den Bewilligungsstellen) vorbehalten. 

Die Anforderungen an die Umsetzung des Auswahlverfahrens anhand der vom 

Begleitausschuss genehmigten Auswahlkriterien (Prüfung/Bewertung der Förderwürdigkeit 

[siehe Anlage 3 dieses Erlasses] der Vorhaben [siehe Anlage 3 dieses Erlasses] und 

Festlegung einer Rang- bzw. Reihenfolge) sind in Anlage 1 dieses Erlasses veröffentlicht.  

Die vorliegende Anlage beschreibt die Anforderungen an die Prüfung der 

Zugangsvoraussetzungen und an die Förderfähigkeit der beantragten Vorhaben gemäß den 

spezifischen Fördergrundsätzen für das Förderprogramm.  

Die Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Anlage zum Erlass gelten jeweils in 

männlicher und weiblicher Form. Verweise in dieser Anlage auf andere Erlasse bzw. 

Regelungen beziehen sich stets auf die jeweils geltende Fassung. 

2 Durchzuführende Prüfungshandlungen 

Grundlage der Prüfung der Zugangsvoraussetzungen für das Auswahlverfahren und der 

Förderfähigkeit des jeweiligen Antrags sind die Vorschriften zur Förderfähigkeit bzw. zum 

Förderausschluss gemäß Artikel 63 Verordnung (EU) 2021/1060 (siehe Anlage 4) in 

Verbindung mit den dazu erlassenen nationalen Regelungen (z. B. spezifische 

Fördergrundsätze) sowie Artikel 8 und Artikel 9 Verordnung (EU) 2021/1056 für den JTF 

(siehe Anlage 4), Artikel 16 Verordnung (EU) 2021/1057 für den ESF + (siehe Anlage 4) und 

Artikel 5 und Artikel 7 Verordnung (EU) 2021/1058 für den EFRE (siehe Anlage 4). 

Zugangsvoraussetzungen können sich auch aus der ständigen Verwaltungspraxis auf 
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Grundlage der Verwaltungsvorschriften zur LHO (siehe Anlange 4) und dem 

Zuwendungsrechtsergänzungserlass (siehe Anlage 4) ergeben bzw. aus diesen abgeleitet 

werden. 

Nach Abschluss der Prüfungen zur Vorhabenauswahl und -genehmigung ist 

sicherzustellen, dass die Bewilligungsstelle klare, vollständige sowie überprüfbare 

Zielvorgaben und Förderbedingungen für die Begünstigten in der Genehmigung 

formuliert. Von besonderer Bedeutung ist dies auch im Zusammenhang mit der Gewährung 

von Förderungen (siehe Anlage 3 dieses Erlasses) in Form von vereinfachten 

Kostenoptionen, deren Auszahlung an die Begünstigten ausschließlich von der Erreichung 

des Zuwendungs-/Förderzweckes bestimmt wird.  

Die Antragsteller sind außerdem ab dem Zeitpunkt, ab dem ein förderunschädlicher 

Vorhabenbeginn zugelassen ist, über die Rechte und Pflichten aufzuklären, die bereits mit 

dem tatsächlichen Vorhabenbeginn einzuhalten sind (siehe dazu auch Anhang 8 Erlass zu 

Textbausteinen für Antrag, Genehmigung und Nachweis der Verwendung).  

Mit der Genehmigung ist der Bewilligungszeitraum zu definieren und der Zeitpunkt des 

Nachweises über die abgeschlossene Vorhabenumsetzung und Verwendung der Förderung 

(siehe Anlage 3 dieses Erlasses) festzulegen. 

2.1 Allgemeine Prüfinhalte 

Bei der Prüfung der Zugangsvoraussetzungen und der Förderfähigkeit sollten 

insbesondere folgende Aspekte Berücksichtigung finden: 

Prüfinhalt Bemerkungen/Beispiele möglicher 

Prüfschritte 

1. Ist der Beitrag zum Auswahl-/ 

Antragsverfahren grundsätzlich 

zugelassen (vollständig)? 

➢ Enthält der Beitrag zum 

Auswahlverfahren/der Antrag alle 

erforderlichen Angaben/Nachweise für die 

Prüfung der Einhaltung der 

unionsrechtlichen und nationalen 

Rechtsvorschriften um eine Genehmigung 

des Vorhabens prüfen zu können? 

➢ Liegen die Erklärung zur 

Klimaverträglichkeit von 

Infrastrukturinvestitionen und alle 

Nachweise zur Klimaverträglichkeit vor 

(grundsätzliche Voraussetzung für die 

Infrastrukturmaßnahmen mit einer 

Mindestlebensdauer von 5 Jahren)? 

➢ Liegen alle sonstigen erforderlichen 

Eigenerklärungen vor (einschließlich zu 

Interessenkonflikten [siehe Anlage 3 dieses 

Erlasses] für die Mitglieder des 
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Prüfinhalt Bemerkungen/Beispiele möglicher 

Prüfschritte 

eingesetzten Auswahlgremiums zur 

Vorhabenauswahl)? 

➢ Entsprechen die Eigenerklärungen den 

inhaltlichen Anforderungen/Vorgaben 

(Vollständigkeit) bzw. wurden verbindlich 

vorgegebene Erklärungsmuster verwendet 

(z. B. UiS- [siehe Anlage 4], De-minimis- 

und KMU-Erklärung [siehe Anlage 4]; 

Erklärung zur Einhaltung der Charta der 

Grundrechte der Europäischen Union 

(siehe dazu Punkt 2.2.8)?  

➢ Sind die Antragsteller (siehe Anlage 3 

dieses Erlasses) teilnahme-/ 

antragsberechtigt?  

➢ Soll das Vorhaben in Sachsen-Anhalt 

umgesetzt werden (bzw. liegen dazu ggf. 

berechtigte Ausnahmetatbestände vor)? 

➢ Liegen alle Nachweise bei einer 

erforderlichen Beteiligung der zuständigen 

technischen staatlichen Verwaltung 

(baufachliche Prüfung) vor?  

➢ Sind ggf. festgelegte Fristen zur Teilnahme 

am Auswahlverfahren/zur Vorlage des 

Antrags beachtet worden? 

➢ Wurde der Beitrag zum Auswahlverfahren/ 

der Antrag in der festgelegten Form 

eingereicht? Siehe dazu auch die 

nachstehenden Hinweise. 

2. Entspricht das beantragte 

Vorhaben den 

Förderfähigkeitskriterien der 

Verordnungen der Europäischen 

Union, den spezifischen 

Fördergrundsätzen und nationalen 

Rechtsvorschriften? 

➢ Entspricht das Vorhaben hinsichtlich 

Zuwendungs- bzw. Förderzweck, den 

Vorschriften gemäß Artikel 5 Verordnung 

(EU) 2021/1058 und Artikel 8 Verordnung 

(EU) 2021/1056? 

➢ Enthält das beantragte Vorhaben 

Ausgaben, deren Förderung gemäß Artikel 

63 Absatz 6 und Artikel 64 Verordnung 

(EU) 2021/1060, Artikel 7 Verordnung (EU) 

2021/1058 (EFRE), Artikel 16 Verordnung 

(EU) 2021/1057 (ESF+) oder Artikel 9 
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Prüfinhalt Bemerkungen/Beispiele möglicher 

Prüfschritte 

Verordnung (EU) 2021/1056 (JTF) nicht 

zugelassen ist?  

➢ Entspricht das Vorhaben hinsichtlich 

Zuwendungs- bzw. Förderzweck, 

Förderfähigkeit der Ausgaben und 

Förderhöhe den nationalen 

Rechtsvorschriften (z. B. spezifische 

Fördergrundsätze, Erlasse der 

Verwaltungsbehörde)? 

➢ Wird das Besserstellungsverbot gemäß Nr. 

1.2 ANBest-P (siehe Anlage 4) eingehalten 

(siehe dazu auch Punkt 2.2.7 des 

Erlasses)? 

➢ Sofern die Fachressorts ergänzende 

Prüfanforderungen definieren (z. B. 

ergänzende Leitfäden zur 

Ermessensausübung bei der Feststellung 

der Förderfähigkeit), sind diese zwingend 

zu beachten. 

➢ Ggf. ist auch die Überprüfung konkreter 

bereichsübergreifender Grundsätze im 

Vorhaben in Betracht zu ziehen (wenn für 

das Vorhaben relevant). Beachte die 

Hinweise zur Ziffer 4. 

3. Sofern vereinfachte 

Kostenoptionen genutzt werden: 

Enthält der Antrag klare und 

vollständige Angaben in Bezug 

auf die Pauschalierung, den 

förderfähigen Betrag und die 

zugrunde liegende 

Bemessungsgrundlage? 

➢ Entsprechen die beantragten 

pauschalierten Beträge den spezifischen 

Fördergrundsätzen (z. B. die Höhe der 

beantragten Pauschalsätze)? 

➢ Bei Pauschalfinanzierung/Pauschalsatz: Ist 

die Bemessungsgrundlage, auf deren Basis 

sich die Pauschalierung bemisst, 

förderfähig? 

➢ Sind die Ausgaben, die als individuelle 

Pauschalierung mittels 

Haushaltsplanentwurf gemäß Artikel 53 

Absatz 3 Buchstabe b Verordnung (EU) 

2021/1060 gefördert werden sollen, 

angemessen dargestellt und sachlich und 

finanziell plausibel (siehe Punkt 2.2.5 

dieser Anlage)? 
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Prüfinhalt Bemerkungen/Beispiele möglicher 

Prüfschritte 

➢ Ist die Beschreibung des zu fördernden 

Vorhabens angemessen detailliert und 

damit die Umsetzung des Vorhabens auch 

prüffähig (insbesondere bei 

Pauschalbeträgen)? 

Beachte: Bereits mit der Genehmigung ist 

festzulegen, dass für das Vorhaben eine 

Förderung unter Anwendung vereinfachter 

Kostenoptionen erfolgen wird und welche 

Bedingungen für deren Zahlung gelten. 

Darüber hinaus sind:  

✓ für Pauschalbeträge die vereinbarte 

Leistung und der genehmigte Betrag,  

✓ für Pauschalfinanzierungen der 

genehmigte Betrag und der 

Pauschalsatz anzugeben.  

4. Entspricht das Vorhaben den 

darüber hinaus anzuwendenden 

Bestimmungen der Europäischen- 

und nationalen Rechtsvorschriften 

(insbesondere Beihilfe, KMU-

Kriterien, UiS-Status, 

Bereichsübergreifenden 

Grundsätze, Klimaverträglichkeit)? 

➢ Prüfung zur Beihilfe gemäß Vorgaben der 

spezifischen Fördergrundsätze und 

Dokumentation der für das Vorhaben 

geltenden Beihilferegelung (De-minimis-

Verordnung [siehe Anlage 4], Allgemeine 

Gruppenfreistellungsverordnung, DAWI-De-

minimis-Verordnung [siehe Anlage 4], 

DAWI-Freistellungsbeschluss).  

Hierbei ist unter anderem darzustellen, dass  

✓ für das jeweilige Vorhaben keine 

besonderen Merkmale vorliegen, 

welche der Einschätzung zur 

Beihilferelevanz auf Ebene der der 

spezifischen Fördergrundsätze 

entgegenstehen, 

✓ die Eigenschaften des Antragstellers 

mit der Beihilfeeinschätzung für die 

Finanzplanebene entsprechend der 

Anlage zum Maßnahmenbogen (siehe 

Erlass der Verwaltungsbehörde zur 

Einführung des 

Mustermaßnahmenbogens für die 

Förderperiode 2021-2027 vom 

20.07.2023) übereinstimmen (z. B. 

KMU, kein UiS auf der Grundlage der 
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Prüfinhalt Bemerkungen/Beispiele möglicher 

Prüfschritte 

Definitionen gemäß Artikel 2 Nr. 18 

Verordnung (EU) Nr. 651/2014),  

✓ die Schwellenwerte und sonstigen 

vorhabenbezogenen Regelungen im 

Zusammenhang mit der einschlägigen 

Beihilfevorschrift eingehalten sind.  

➢ Liegt den Anträgen von 

Forschungseinrichtungen/ 

Forschungsinfrastrukturen eine 

Eigenerklärung über 

wirtschaftliche/nichtwirtschaftliche 

Tätigkeiten im Zusammenhang mit dem 

Vorhaben vor? 

➢ Ist die KMU-Erklärung des Antragstellers 

plausibel (für Vorhaben, in denen das 

KMU-Kriterium förderrelevant ist und nicht 

ausschließlich der Indikatorenerhebung 

dient, siehe Punkt 2.2.8 dieser Anlage)? 

➢ Voraussetzung für die Förderung ist eine 

Prüfung, die die Klimaverträglichkeit des 

Vorhabens (siehe dazu Punkt 2.2.3 dieser 

Anlage) feststellt. 

➢ Ist die Erklärung in Bezug auf „UiS“ 

(ausschließlich EFRE) plausibel? 

Hinweis: Die für das Vorhaben relevanten 

bereichsübergreifenden Grundsätze sind in der 

Regel bereits bei der Programmierung der 

Programme EFRE/JTF und ESF+ und im 

Verfahren der Erstellung/Genehmigung von 

spezifischen Fördergrundsätzen beachtet 

worden. Die Prüfung der 

bereichsübergreifenden Grundsätze (z. B. 

Einhaltung der Charta der Grundrechte) beim 

Einzelvorhaben erfolgt, wenn diese Grundsätze 

für das Vorhaben relevant sind (insbesondere 

der Angaben zur Prüfung der 

Klimaverträglichkeit); siehe auch Anmerkungen 

Ziffer 2. 
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Prüfinhalt Bemerkungen/Beispiele möglicher 

Prüfschritte 

5. Sind die Soll-Werte für Output- 

und Ergebnisindikatoren, die mit 

dem Vorhaben erreicht werden 

sollen, angemessen beschrieben 

und entsprechen diese den für die 

(Teil-) Aktion definierten 

Indikatoren? 

➢ Sind die für das das Förderprogramm 

relevanten Indikatoren zum beantragten 

Vorhaben mit Zielwerten untersetzt?  

➢ Ist der angestrebte Umfang plausibel in 

Bezug auf den Zuwendungs-/Förderzweck 

des Vorhabens? 

Hinweis: Die Output- und Ergebnisindikatoren 

können bereits in die Auswahlkriterien für die 

Vorhabenauswahl einfließen (siehe auch Punkt 

2.2.9 dieser Anlage). 

6. Gibt es Anzeichen dafür, dass 

eine Doppelförderung (siehe 

Anlage 3 dieses Erlasses) 

vorliegen könnte? 

➢ Liegt eine Erklärung des Antragstellers vor, 

dass alle Einnahmen/Leistungen Dritter im 

Finanzierungsplan ausgewiesen sind? 

➢ Liegt die Erklärung zur Benennung einer 

separaten Kostenstelle im 

Rechnungsführungssystem des 

Antragstellers vor? 

➢ Ist gemäß den spezifischen 

Fördergrundsätzen für das 

Förderprogramm eine Kombination der 

Finanzierung mit anderen Förderungen 

zulässig, soweit andere Fördermittel im 

Antrag ausgewiesen wurden?  

➢ Hat die Bewilligungsstelle Kenntnis (ggf. 

aus anderen Förderprogrammen), dass der 

Antragsteller wegen Verstößen gegen 

subventionserhebliche Tatsachen in 

Erscheinung getreten ist? 

➢ Sind für den Antragsteller vergleichbare/ 

identische Vorhaben im gleichen oder 

einem überschneidenden 

Vorhabenzeitraum in der Liste der 

Begünstigten hinterlegt? 

➢ Sind auf der Plattform Kohesio der 

Europäischen Kommission 

(https://kohesio.ec.europa.eu/de/) 

vergleichbare/identische Vorhaben des 

Antragstellers im gleichen oder einem 

überschneidenden Vorhabenzeitraum 

hinterlegt? 

https://kohesio.ec.europa.eu/de/
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Prüfinhalt Bemerkungen/Beispiele möglicher 

Prüfschritte 

➢ Bei Anwendung vereinfachter 

Kostenoptionen: Enthalten die zur 

Förderung beantragten tatsächlichen 

Ausgaben des Vorhabens 

Ausgabenposten, die bereits Bestandteil 

von vereinfachten Kostenoptionen sind? 

Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass 

es nicht ausreicht zu dokumentieren, dass 

keine Anhaltspunkte für eine 

Doppelförderung vorliegen. Es ist 

nachvollziehbar zu dokumentieren, welche 

Prüfungshandlungen unternommen wurden (z. 

B. Screenshots zu den eingesehenen 

Datenbanken bzw. konkrete Angaben zu den 

Quellen und dem Prüfzeitpunkt), um zu dem 

festgestellten Ergebnis zu kommen (siehe 

Punkt 3 dieser Anlage). 

7. Gibt es Anzeichen dafür, dass der 

Antragsteller nicht in der Lage ist, 

das beantragte Vorhaben 

genehmigungskonform innerhalb 

des vorgesehenen 

Bewilligungszeitraums (siehe 

Anlage 3 dieses Erlasses) 

umzusetzen? 

Gibt es aus der Abwicklung früherer 

Förderverfahren des Antragstellers signifikante 

Feststellungen hinsichtlich: 

➢ Kenntnis von der Einleitung eines 

Insolvenzverfahrens vor Erteilung der 

Genehmigung, 

➢ Kalkulation eines offensichtlich 

unrealistischen Bewilligungszeitraums, 

Gibt es Anzeichen aus dem aktuellen 

Antragsverfahren, wie z. B.: 

➢ Bewilligungszeitraum endet nach 

Abschluss der Förderperiode), 

➢ bekannte Umsetzungshemmnisse (z. B. 

extreme Lieferfristen, pandemiebedingte 

Hemmnisse) oder  

➢ sonstige externe (nicht beeinflussbare) 

Umsetzungshemmnisse. 

8. Gibt es Anzeichen dafür, dass der 

Antragsteller nicht in der Lage ist, 

die mit der Genehmigung 

verbundenen Bedingungen zu 

erfüllen (z. B. hinsichtlich 

➢ Gab es bei der Abwicklung früherer 

Fördervorhaben des Antragstellers 

signifikante Feststellungen, die die 

finanzielle und operationelle 

Leistungsfähigkeit des Antragstellers in 

Frage stellt (z. B. gravierende Fälle von 
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Prüfinhalt Bemerkungen/Beispiele möglicher 

Prüfschritte 

Buchführung, Aufbewahrungsfrist 

für Belege usw.)? 

Unzuverlässigkeit bei der Umsetzung von 

Vorhaben, Kenntnis, dass der Antragsteller 

ein UiS ist)?  

➢ Gab es bei der Abwicklung früherer 

Fördervorhaben signifikante 

Feststellungen, die die administrative 

Leistungsfähigkeit des Antragstellers in 

Frage stellt (z. B. gravierende 

Anhaltspunkte für eine unzuverlässige 

Unternehmensführung/Buchhaltung, 

Betrugsverdachtsfälle)? 

9. Gibt es Anzeichen dafür, dass der 

Antragsteller nicht über die 

notwendigen finanziellen Mittel 

und Mechanismen verfügt, um 

Betriebs- und Instandhaltungs-

kosten von Vorhaben mit 

Infrastrukturinvestitionen oder 

produktiven Investitionen 

abzudecken und damit die 

finanzielle Tragfähigkeit des 

Vorhabens nichtgewährleistet ist? 

➢ Ist gemäß Artikel 73 Absatz 2 Buchstabe d 

Verordnung (EU) 2021/1060 bei 

Infrastrukturinvestitionen oder produktiven 

Investitionen zu beachten (siehe dazu auch 

Verwaltungsvorschriften Nr. 1.2 zu § 44 

LHO in Verbindung mit Abschnitt 7 Nr. 2.1 

Zuwendungsrechtsergänzungserlass). 

➢ Liegt dazu eine Eigenerklärung des 

Antragstellers vor? 

➢ Gab es bei der Abwicklung früherer 

Fördervorhaben signifikante 

Feststellungen, die die finanzielle und 

operationelle Leistungsfähigkeit der 

Antragsteller in Frage stellte (z. B. 

gravierende Fälle von Unzuverlässigkeit bei 

der Umsetzung von Vorhaben, Kenntnis 

über UiS)?  

➢ Hat die Bewilligungsstelle bereits vor 

Erteilung der Genehmigung Kenntnis von 

der Einleitung eines Insolvenzverfahrens? 

10. Sind für das Vorhaben die 

Regelungen der Dauerhaftigkeit 

nach Artikel 65 Absatz 1 

Verordnung (EU) 2021/1060 

einzuhalten? 

Die Regelungen zur Dauerhaftigkeit gelten für 

Infrastrukturmaßnahmen oder produktive 

Investitionen.  

Wird die nebenstehende Frage mit „ja“ 

beantwortet, ist zu dokumentieren, ob die Frist 

nach Artikel 65 Absatz 1 Satz 1 (5 Jahre oder 

Beihilfevorschrift) oder nach Artikel 65 Absatz 1 

Satz 2 (Möglichkeit der Verkürzung für KMU 
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Prüfinhalt Bemerkungen/Beispiele möglicher 

Prüfschritte 

auf 3 Jahre) Verordnung (EU) 2021/1060 zu 

bestimmen ist. 

Beachte Wenn bereits in den spezifischen 

Fördergrundsätzen eine einheitliche Frist für 

KMU festgelegt wurde, ist vorhabenbezogen in 

der Dokumentation mindestens darauf zu 

verweisen.  

2.2 Besondere Prüfinhalte  

2.2.1 Förderfähige Ausgaben und Ausschlüsse  

Bei der Prüfung der Förderfähigkeit der Ausgaben ist zu beachten, dass diese den 

nationalen Regelungen folgt, soweit keine Einschränkungen durch die Verordnung (EU) 

2021/1060 oder die fondsspezifischen Verordnungen bestehen.  

Für den Bereich der nicht rückzahlbaren Förderung gelten die Vorschriften gemäß  

➢ Artikel 64, Artikel 66 und Artikel 67 Verordnung (EU) 2021/1060 sowie 

➢ Artikel 5 und Artikel 7 Absatz 1 Verordnung (EU) 2021/1058 und Artikel 8 und 

Artikel 9 Verordnung (EU) 2021/1056 für die Förderung aus dem Programm 

EFRE/JTF und 

➢ Artikel 16 Verordnung (EU) 2021/1057 für die Förderung aus dem Programm 

ESF+. 

Die Förderfähigkeit der Ausgaben bezieht sich nur auf die Ausgaben innerhalb der 

Förderperiode. Bei längeren Vorhaben, z. B. großen Bauprojekten, die in mehrere 

(förderperiodenübergreifende) Vorhaben unterteilt werden, können nur die Ausgaben als 

Bemessungsgrundlage herangezogen werden, die innerhalb der jeweiligen 

Förderperiode anfallen und z. B. nicht die Gesamtausgaben der Bauprojekte. 

Auf die von Artikel 64 Absatz 1 Buchstabe c Verordnung (EU) 2021/1060 abweichende 

Festlegung bezüglich der Förderfähigkeit der Umsatzsteuer wird verwiesen. Eine 

Förderung der erstattungsfähigen Umsatzsteuer wird grundsätzlich nicht zugelassen. 

Ergänzend dazu sind bei der Förderung tatsächlicher Ausgaben bzw. auf Grundlage 

eines Haushaltsplanentwurfes aus dem Programm ESF+ folgende Regeln für die 

Förderfähigkeit zu berücksichtigen: 

➢ Für Mobiliar, Ausrüstung und Fahrzeuge ist nach Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe b 

Verordnung (EU) 2021/1057 der Nachweis über die wirtschaftlichste 

Beschaffungsart zu überprüfen. Für die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung sind 

Internetrecherchen zugelassen. 

➢ (Anteilige) Miet- oder Leasingraten im Vorhaben dürfen den Anschaffungspreis 

nicht übersteigen. 
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➢ Für eine Anerkennung von tatsächlichen Ausgaben für Miet- oder Leasingraten 

sind folgende zusätzliche Bedingungen zu berücksichtigen: 

 Miet- und Leasingraten sind innerhalb des Vorhabenzeitraumes förderfähig. 

 Miet- und Leasingraten sind nur in dem Umfang förderfähig, in welchem sie 

für Mobiliar, Ausrüstung und Fahrzeugen im Vorhaben genutzt werden. 

 Mit der Anschaffung oder Nutzung in Zusammenhang stehende – und in 

den Vorhabenzeitraum fallende – zu erwartende Einnahmen oder 

Vergünstigungen (auch steuerliche Vergünstigungen) sind von den 

förderfähigen Ausgaben abzusetzen. 

➢ Bei der Ermittlung des marktüblichen Wertes eines bereits vor dem 

Vorhabenzeitraum mittels Miete beziehungsweise Leasing zu beschaffenden 

Betriebsmittels sollte:  

 vom Wert zum Zeitpunkt der Beschaffung ausgegangen werden;  

 falls dieser nicht bekannt ist, kann auf neue Vergleichsangebote 

beziehungsweise Internetrecherchen zurückgegriffen werden, sofern es 

sich um das gleiche Gerät handelt (Vergleichbarkeit beachten);  

 bei bereits bestehenden langfristigen Verträgen/Rahmenvereinbarungen für 

notwendige Betriebsmittel im Vorhaben kann berücksichtigt werden 

(Wirtschaftlichkeitsargument), dass dem Antragsteller durch eine 

zusätzliche Neubeschaffung auch vermeidbare zusätzliche Ausgaben 

entstünden. 

➢ Alternativ dürfen Abschreibungen anerkannt werden, sofern die Voraussetzungen 

gemäß Artikel 67 Absatz 2 Verordnung (EU) 2021/1060 eingehalten wurden. 

➢ Sofern Mobiliar, Ausrüstung und Fahrzeuge nicht ausschließlich im geförderten 

Vorhaben eingesetzt werden, sind die für das Vorhaben förderfähigen 

tatsächlichen Ausgaben nach einem einheitlichen Umlageschlüssel zu ermitteln. 

Sofern die Bewilligungsstelle im Rahmen der Ermessensausübung bei der Umsetzung 

der Förderprogramme weitere Förderfestlegungen definiert, sind diese angemessen 

schriftlich zu dokumentieren und eine einheitliche Anwendung im Rahmen der Prüfungen 

zur Vorhabenauswahl zu gewährleisten. 

2.2.2 Bereichsübergreifende Grundsätze 

2.2.2.1 Allgemeine Prüfinhalte 

Das Land Sachsen-Anhalt hat sich mit seinen Programmen EFRE/JTF und ESF+ 

verpflichtet, auch die bereichsübergreifenden Grundsätze gemäß Artikel 9 Verordnung 

(EU) 2021/1060 zu berücksichtigen.  

Die wesentlichen Regelungen der Charta der Grundrechte sind im überwiegenden Teil 

bereits im Grundgesetz implementiert. Darüber hinaus wurden die 

bereichsübergreifenden Grundsätze bereits bei der Programmierung der Programme 

EFRE/JTF und ESF+ durch die Mitwirkung der Wirtschafts-, Sozial-, Regional-, 

Gleichstellungs- und Umweltpartner sichergestellt. Die auf Basis der Programme 
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EFRE/JTF und ESF+ erstellten spezifischen Fördergrundsätzen enthalten weiterführende 

Anforderungen an die konkrete Umsetzung der relevanten Ziele. Die spezifischen 

Fördergrundsätze wurden unter Berücksichtigung dieser Ziele und ggf. gemeinsam mit 

relevanten Partnern erarbeitet.  

Die Methodik und Kriterien zur Auswahl von Vorhaben werden durch den 

Begleitausschuss (siehe Anlage 3 dieses Erlasses) beschlossen. Zudem wird der 

Begleitausschuss in die Umsetzung der Programme EFRE/JTF und ESF+ eingebunden, 

so dass eine kontinuierliche Beachtung der bereichsübergreifenden Ziele gewährleistet 

ist.  

Eine vorhabenkonkrete Prüfung der bereichsübergreifenden Ziele erfolgt deshalb nur 

dann, wenn diese untrennbar mit dem Zweck des Vorhabens verbunden und als 

konkretes, prüfbares Ziel des Vorhabens festgelegt wurden.  

Die Prüfungshandlungen können im Rahmen der Vorhabenauswahl und/oder der 

Verwaltungsüberprüfungen erfolgen. Der Zeitpunkt hängt vom konkreten Ziel des 

Vorhabens ab. Mit dem Wettbewerbsbeitrag/Antrag muss mindestens eine 

entsprechende Eigenerklärung vorgelegt werden (siehe Punkte 2.2.2.2, 2.2.3 und 2.2.8 

dieser Anlage).  

2.2.2.2 Charta der Grundrechte der Europäischen Union 

Im Aufgabenbereich des Begleitausschusses ist die wirksame Achtung der 

Grundrechtscharta durch die Geschäftsordnung gesichert. In den Sitzungen des 

Begleitausschusses findet zudem eine regelmäßige Berichterstattung zu eventuell 

vorliegenden Verletzungsbeschwerden und deren Nachverfolgungsmaßnahmen statt. 

Mit dem Erlass zu Textbausteinen für Antrag, Genehmigung und Nachweis der 

Verwendung ist bereits ein Hinweisblatt zur Information und Sensibilisierung der 

Antragsteller und Begünstigten veröffentlicht. Außerdem ist im Zusammenhang mit dem 

Förderantrag eine Eigenerklärung zur Kenntnisnahme und Einhaltung der Charta der 

Grundrechte abzugeben. 

Die Vorlage der Erklärung ist im Rahmen des Auswahl-/Antragsprüfungsverfahrens zu 

kontrollieren (siehe Punkt 2.2.8 dieser Anlage). 

2.2.3 Klimaverträglichkeitsprüfung 

Bei Vorhaben mit Investitionen in die Infrastruktur, die eine erwartete Lebensdauer von 

mindestens fünf Jahren haben, muss gemäß Artikel 73 Absatz 2 Buchstabe j Verordnung 

(EU) 2021/1060 die Klimaverträglichkeit gewährleistet sein. 

Infrastrukturen sind 

➢ Gebäude, die der Gesellschaft dienen, die die Grundlage der Besiedlung durch 

den Menschen bilden und zur Unterstützung wirtschaftlicher und 

gemeinschaftlicher Aktivitäten oder zur Daseinsvorsorge dienen, wie 

beispielsweise Schulen, Kitas, Bildungsstätten, Verwaltungsgebäude, Stadthallen, 

Sporthallen, Bibliotheken, medizinische Versorgungseinrichtungen, 
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Krankenhäuser, Hochschulgebäude, Museen oder andere öffentliche oder soziale 

Einrichtungen; 

➢ naturbasierte Infrastrukturen im Kontext von Infrastrukturen, die für das 

Funktionieren von Wirtschaft und Gesellschaft von entscheidender Bedeutung 

sind, d. h. Umweltelemente, wie z. B. Gründächer, grüne Wände, grüne Räume, 

Entwässerungssysteme;  

➢ Netzinfrastrukturen, die für das Funktionieren von Wirtschaft und Gesellschaft 

von entscheidender Bedeutung sind, insbesondere Ver- und 

Entsorgungsinfrastruktur, Energieinfrastrukturen (z. B. Netze, Kraftwerke, 

Pipelines), Verkehr (Anlagen wie Straßen, Schienen, Häfen, Flughäfen oder 

Binnenschifffahrtsinfrastruktur, Lade- und Betankungsinfrastruktur), Informations- 

und Kommunikationstechnologien (z. B. Mobilfunknetze, Datenleitungen, 

Datenzentren) und Wasser (z. B. Abwasser- und Wasserleitungen, 

Speicherbecken, Abwasserbehandlungsanlagen, Pumpwerke);  

➢ Anlagen zur Bewirtschaftung der von Unternehmen und Haushalten erzeugten 

Abfälle (Sammelstellen, Sortier- und Recyclinganlagen, Verbrennungsanlagen und 

Deponien);  

➢ sonstige materielle Vermögenswerte in einer größeren Bandbreite von 

Politikbereichen, die als Infrastruktur für das Funktionieren von Wirtschaft und 

Gesellschaft von entscheidender Bedeutung sind, einschließlich Kommunikation, 

Notfalldiensten, Energie, Finanzen, Lebensmitteln, Regierung, Gesundheit, 

Bildung und Ausbildung, Forschung, Katastrophenschutz, Verkehr sowie Abfall, 

Abwasser oder Wasser. 

Produktive Investitionen sind nicht als Infrastrukturen zu betrachten. Produktive 

Investitionen sind im Rahmen der EFRE/JTF-Förderung Investitionen in Anlagegüter und 

immaterielle Wirtschaftsgüter für Unternehmen, die in der Produktion von Waren und 

Dienstleistungen eingesetzt werden sollen und damit zu Bruttoinvestitionen und 

Beschäftigung beitragen. 

Die Verwaltungsbehörde gibt mit dem Anhang 2 „Klimaverträglichkeitsprüfung von 

Infrastrukturvorhaben“ im Erlass zu Textbausteinen für Antrag, Genehmigung und 

Nachweis der Verwendung in der Förderperiode 2021-2027 den Rahmen für die 

Klimaverträglichkeitsprüfung, einschließlich Ausnahmetatbeständen, sowie den Inhalt 

einer abzugebenden Eigenerklärung vor. Diese Erklärung unterliegt gegebenenfalls der 

förderprogrammspezifischen Anpassung. In einem mehrstufigen Auswahlverfahren (z. B. 

mit einem vorgeschalteten Ideenwettbewerb) sind die Angaben in den 

Wettbewerbsunterlagen mit ggf. niedrigerem Konkretheitsgrad gegenüber dem formellen 

Antrag zulässig (z. B. zu erwarteten Treibhausemmissionen). Die Angaben in den 

Wettbewerbsunterlagen ersetzen die Eigenerklärung im formellen Antrag nicht.  

Sofern eine Förderung eines Infrastrukturvorhabens erfolgen soll und im 

Maßnahmebogen keine Ausnahme von der Prüfung der Klimaverträglichkeit auf Ebene 

des Förderprogramms festgestellt wurde, ist mit der Antragstellung für das Vorhaben die 

Eigenerklärung zum Nachweis der Klimaverträglichkeit gemäß Artikel 73 Absatz 2 

Buchstabe j Verordnung (EU) 2021/1060 abzugeben. Die Bewilligungsstelle prüft deren 

Vorlage und Plausibilität.  
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Es dürfen keine Vorhaben zu Infrastrukturmaßnahmen mit einer erwarteten Lebensdauer 

von mindestens 5 Jahren gefördert werden, zu dem der Antragsteller keine bzw. eine 

unplausible Eigenerklärung abgegeben hat, sofern keine Ausnahme auf Ebene des 

Förderprogramms erfolgt ist.  

Die Eigenerklärung zur Klimaverträglichkeit ist auf Plausibilität zu überprüfen. Folgende 

Mindestanforderungen sind dabei umzusetzen: 

1. Klimaneutralität 

 Die Eigenerklärung ist dem beantragten Vorhaben entsprechend 

vollständig ausgefüllt. 

 Es liegen alle erforderlichen Nachweise für das beantragte Vorhaben vor. 

 Die Angaben des Antragstellers sind stichprobenhaft risikoorientiert zu 

verifizieren (z. B. Ermittlung THG-Scope-1 und THG-Scope-2 Werte). 

2. Klimaresilienz 

 Die Eigenerklärung zum beantragten Vorhaben ist entsprechend 

vollständig ausgefüllt. 

 Die Angaben der Eigenerklärung passen zum Inhalt des beantragten 

Vorhabens. 

 Es liegen alle erforderlichen Nachweise für das beantragte Vorhaben vor. 

 Die Angaben des Antragstellers sind stichprobenhaft risikoorientiert zu 

verifizieren (z. B. Angaben zur Überflutungsgefährdung). 

 Die Maßnahmen zum ressourcenschonenden Bauen wurden erläutert und 

sind plausibel.  

Sofern die Eigenerklärung zum ressourcenschonenden Bauen 

unvollständige bzw. unplausible Angaben enthält, sind die Antragsteller 

mindestens einmal zu Vervollständigung bzw. Überarbeitung der 

Angaben/Erläuterungen aufzufordern. 

2.2.4 Interessenkonflikte 

Die Vorhaben sind gemäß Artikel 73 Absatz 1 Verordnung (EU) 2021/1060 in 

transparenten Verfahren auszuwählen. Interessenkonflikten in Bezug auf die Vorhaben 

oder die potentiellen Begünstigten sind bei den an der Auswahl Beteiligten zu vermeiden, 

da diese einem transparenten Verfahren entgegenstehen. Die Zwischengeschalteten 

Stellen haben daher geeignete Maßnahmen zur Vermeidung von Interessenkonflikten bei 

der Ausgestaltung des Auswahlverfahrens zu ergreifen (z. B. Vier-Augen-Prinzip, 

Aufgabentrennung).  

Außerdem sollen die Bearbeiter und die Mitzeichnenden in den Zwischengeschalteten 

Stellen eine entsprechende Erklärung in den Prüfchecklisten und –vermerken zur 

Vorhabenauswahl abgeben (siehe dazu den Textbaustein gemäß Punkt 3.3 dieser 

Anlage), um nochmals für die Vermeidung von Interessenkonflikten sensibilisiert zu 

werden. 
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Mit diesem Erlass wird darüber hinaus ein Merkblatt und eine Eigenerklärung zu 

Interessenkonflikten für Auswahlgremien verbindlich vorgegeben, um die an der 

Vorhabenauswahl Beteiligten für die Vermeidung von Interessenkonflikten zu 

sensibilisieren (siehe auch Punkt 2.2.8 dieser Anlage und Anhang 6 zu Anlage 1). 

Soweit die Vorhabenauswahl im Rahmen eines Vergabeverfahrens erfolgt, ist von den am 

Verfahren Beteiligten gleichfalls eine Erklärung zu Interessenkonflikten abzugeben. Es 

wird empfohlen, die in Anhang 10 zum Erlass der Verwaltungsbehörde zu Textbausteinen 

für Antrag, Genehmigung und Nachweis der Verwendung in der geltenden Fassung 

veröffentlichte Erklärung zu verwenden. 

Offensichtlichen Anhaltspunkten für einen potenziellen Interessenkonflikt ist immer 

nachzugehen. 

Vorsorglich wird auch auf die Einhaltung des Erlasses der Verwaltungsbehörde vom 

13.03.2023 zur Dokumentation eines Interessenkonflikts nach Artikel 61 EU-

Haushaltsordnung 2018 sowie §§ 20 und 21 VwVfG (Befangenheitsmeldung, siehe auch 

Anlage 4) und die Leitlinien der Europäischen Kommission zur Vermeidung von und zum 

Umgang mit Interessenkonflikten gemäß der Haushaltsordnung vom 07.04.2021 

hingewiesen. 

Augenmerk ist auch auf die Unabhängigkeit von externen Gutachtern zu legen, die der 

Antragsteller selbst vorschlägt oder auswählt (z. B. Internetrecherche).  

2.2.5 Prüfung vereinfachter Kostenoptionen  

Die Prüfung der Förderfähigkeit vereinfachter Kostenoptionen erfolgt immer im Kontext 

der bereits für das Förderprogramm festgelegten Art der förderfähigen Pauschalierung der 

Ausgaben. Die Antragsprüfung vereinfachter Kostenoptionen durch die Bewilligungsstelle 

ist also auf die Einhaltung der in den spezifischen Fördergrundsätzen festgelegten 

Pauschalierungsregelungen gerichtet. Die relevanten Prüfungshandlungen sind danach 

auszurichten.  

Wird bei Vorhaben bis 200 000,00 Euro Gesamtausgaben eine Förderung in Form des 

Haushaltsplanentwurfes gemäß Artikel 53 Absatz 3 Buchstabe b Verordnung (EU) 

2021/1060 gewählt, ist zur Herleitung der individuellen Pauschalierung zu prüfen und 

sicherzustellen, dass: 

➢ die sachliche und rechnerische Förderfähigkeit der beantragten Ausgaben nach 

allen anzuwendenden Rechtsgrundlagen gegeben ist,  

➢ die beantragte Pauschale nach Form (Betrag, Satz, Kosten je Einheit), Höhe 

(genehmigter Betrag) und Bemessungsgrundlage (Bezugsgröße) konkret 

berechnet/festgelegt wird. 

2.2.6 Personalkosten für anteilig im Vorhaben Beschäftigte 

Mit Artikel 55 Absatz 5 Verordnung (EU) 2021/1060 werden Erleichterungen für die 

Anerkennung und Prüfung von förderfähigen Personalkosten für anteilig im Vorhaben 

Beschäftigte zugelassen.  
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Förderfähig ist danach ein fester Prozentsatz der Personalkosten pro Monat entsprechend 

der dem Vorhaben zuzurechnenden anteiligen Arbeitszeit. Der Nachweis der 

vorhabenrelevanten anteiligen Personalausgaben erfolgt auf Grundlage eines vom 

Arbeitgeber personenbezogen ausgestellten Dokumentes, das den festen 

Arbeitszeitanteil für das Vorhaben ausweist. Es ist nicht erforderlich, für spätere 

Verwaltungsüberprüfungen eine gesonderte Arbeitszeiterfassung vorzuhalten.  

Im Rahmen der Vorhabenauswahl und Genehmigung ist zu prüfen: 

➢ ob bisherige Erfahrungswerte, Prüfergebnisse Dritter und ggf. weitere 

Erkenntnisse zum jeweiligen Antragsteller/Begünstigten grundsätzlich gegen die 

Nutzung der Vereinfachung im Vorhaben sprechen, 

➢ ob die anteilig im Vorhaben geleistete Arbeitszeit zu den sonst ausgeübten 

Tätigkeiten und der vertraglich vereinbarten Gesamtarbeitszeit plausibel ist und 

keine Anzeichen einer Doppelförderung oder unrealistischen Gesamtarbeitszeit 

gegeben sind.  

➢ Hinweis: Sofern nicht alle Arbeitsaufgaben (einschließlich des geförderten 

Vorhabens) mit ihrem Anteil an der Gesamtarbeitszeit des geförderten 

Beschäftigten im Arbeitsvertrag oder einem vergleichbaren Dokument 

zusammengefasst enthalten sind, sondern der im geförderten Vorhaben 

Beschäftigte mehrere Teilzeitbeschäftigungsverträge für verschiedene Projekte 

mit dem geförderten Unternehmen/Hochschule/Universität hat, sind spätestens 

bei den Verwaltungsüberprüfungen alle Teilzeitverträge zur Prüfung 

heranzuziehen. 

Das für den im Vorhaben eingesetzten Beschäftigten vorzulegende Dokument muss 

folgende Anforderungen erfüllen bzw. Angaben enthalten: 

➢ Angabe des Vorhabens (Aktenzeichen und ggf. Bezeichnung), 

➢ Angabe des betreffenden Beschäftigten (Name, Tätigkeit/Aufgabe im Vorhaben, 

Einsatzzeitraum im Vorhaben), 

➢ Umfang der mit dem Vertrag vereinbarten (Gesamt-) Arbeitszeit in 

Stunden/Woche (entspricht 100 %),  

➢ Umfang der im Vorhaben eingesetzten Arbeitszeit in Stunden/Woche, 

➢ Anteil der im Vorhaben eingesetzten Arbeitszeit bezogen auf die vertraglich 

vereinbarte (Gesamt-) Arbeitszeit des Beschäftigten in Prozent, 

➢ Bestätigung, dass Änderungen der oben genannten Angaben unaufgefordert 

mitgeteilt werden, 

➢ Datum und Unterschrift des Arbeitgebers (und - sofern nicht identisch –des 

unterschriftsberechtigten Antragstellers) sowie des jeweiligen Beschäftigten. 

Das Dokument kann auch ein Arbeitsvertrag, Änderungsvertrag, eine Anlage zum 

Arbeitsvertrag o. ä. sein, sofern die aufgeführten Anforderungen erfüllt sind.  

Hinweis: Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass für Personal, welches mit seiner 

vollen Arbeitszeit im Vorhaben eingesetzt wird, keine Nachweise zur tatsächlich 

geleisteten Arbeitszeit für das Vorhaben erbracht werden müssen. 
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2.2.7 Besserstellungsverbot 

Gemäß Abschnitt 2 Nr. 9 Zuwendungsrechtsergänzungserlass ist bei der Bemessung der 

Höhe der förderfähigen Ausgaben auf die Einhaltung des Besserstellungsverbotes gemäß 

Nr. 1.3 ANBest-P bei Antragstellern zu achten, deren Gesamtausgaben überwiegend aus 

Zuwendungen der öffentlichen Hand bestritten werden.  

Der Zuwendungsrechtsergänzungserlass stellt auch klar (Abschnitt 2, Nr. 9 Absatz 7), 

dass sich die konkrete Besserstellungsprüfung auf das projektbezogene Personal 

beschränkt.  

Sofern ein Verstoß gegen das Besserstellungsverbot im Sinne des 

Zuwendungsrechtsergänzungserlasses festgestellt wird (beachte Ausnahmeregelungen 

gemäß Abschnitt 2 Nr. 9 Absätze 2 bis 4 Zuwendungsrechtsergänzungserlass), ist nicht 

nur die Höhe der förderfähigen Ausgaben entsprechend zu reduzieren, sondern das 

beantragte Personal, bei welchem das Besserstellungsverbot festgestellt wird, in Gänze 

nicht als förderfähig anzuerkennen. 

Grundsätzlich wird durch die Antragsteller dazu eine entsprechende Eigenerklärung mit 

dem Antrag abgefordert. 

Die Prüfung erfolgt dann im Rahmen einer Plausibilitätsprüfung im Antragsverfahren 

sowie bei den Verwaltungsüberprüfungen (gegebenenfalls im Rahmen eines 

Stichprobenverfahrens). Die Prüfung des Besserstellungsverbotes entfällt, sofern 

Personalausgaben in Form von Pauschalen gefördert werden. 

2.2.8 Eigenerklärungen 

2.2.8.1 Allgemeine Prüfinhalte 

Eigenerklärungen der Antragsteller sind mit Hinweis auf die damit verbundenen 

subventionserheblichen Tatsachen zulässig. 

Es ist zu prüfen, ob die relevanten Eigenerklärungen den Anforderungen entsprechend 

abgegeben wurden (vollständig nach Art und Inhalt der Erklärungen). Sofern die 

Eigenerklärung Bestandteil des Antragsformulars ist, ist mit der Bestätigung der 

Vollständigkeit des Antrags, der Dokumentation der Vorlage der Eigenerklärung Genüge 

getan. 

Eine Eigenerklärung zu Interessenkonflikten im Rahmen der Vorhabenauswahl ist von 

den Mitgliedern der Bewilligungsstellen und Auswahlgremien abzugeben. Ein Muster für 

die Eigenerklärung von Mitgliedern eines Auswahlgremiums ist dem Erlass als Anhang 6 

der Anlage 1 beigefügt (siehe auch Punkt 3.3 dieser Anlage). Ein Textbaustein für 

Checklisten/Prüfvermerke der Bearbeiter und Mitzeichnenden zu Interessenkonflikten in 

den Bewilligungsstellen ist in Punkt 3.3 dieser Anlage zum Erlass vorgegeben.  

2.2.8.2 Plausibilitätsprüfung 

Eine Vollständigkeits-/Plausibilitätsprüfung von Eigenerklärungen ist vorzunehmen, 

sofern der Gegenstand der Eigenerklärung Grundlage für die Gewährung der Förderung 

ist (z. B. Fördervoraussetzung, Grundlage für die Festlegung der Förderhöhe), die 



ANLAGE 2 ZUM ERLASS FÜR DIE AUSWAHL VON EFRE, ESF+ UND JTF GEFÖRDERTEN 
VORHABEN IN DER FÖRDERPERIODE 2021-2027 

Seite | 20  
 

Eigenerklärung direkte Auswirkungen auf den Förderzweck hat oder sie nach den 

Bestimmungen der Genehmigung erforderlich ist (z. B. Besserstellungsverbot, separate 

Rechnungsführung, Aufbewahrungsfrist).  

Sofern der Gegenstand der Eigenerklärung nur der Erhebung der Output- und 

Ergebnisindikatoren (z. B. Anzahl der geförderten KMU) dient, ist die Prüfung 

dahingehend ausreichend, dass eine entsprechende Erklärung im Rahmen der 

Vorhabenauswahl vorliegt.  

Je nach Gegenstand der Eigenerklärung und des Fördergegenstandes können die 

Prüfungshandlungen im Rahmen der Vorhabenauswahl und -genehmigung 

und/oder auch im Rahmen von Verwaltungsüberprüfungen (siehe gesonderter 

Erlass) erforderlich sein. 

Für Eigenerklärungen der Antragsteller, deren Erklärungsinhalt direkte Auswirkungen auf 

die Förderfähigkeit des Vorhabens oder auf die Bemessung der Förderhöhe haben 

können, darf sich die Prüfung nicht allein auf Vollständigkeitskriterien (z. B. Erklärung 

liegt vor, enthält die erforderlichen Angaben) beschränken. Sie sind mindestens auf 

Plausibilität zu prüfen. Dies betrifft insbesondere die Erklärungen zu UiS, KMU (sofern 

Fördervoraussetzung), De-minimis, Vorsteuerabzugsberechtigung, Besserstellungsverbot 

sowie zu den wirtschaftlichen bzw. nichtwirtschaftlichen Tätigkeiten von 

Forschungseinrichtungen/ Forschungsinfrastrukturen. 

Diese Plausibilitätsprüfungen beinhalten: 

➢ Abgleich der Angaben des Antragstellers mit den relevanten Rechtsvorschriften 

(insbesondere festgelegte Schwellenwerte) 

Beispiele: 

 Bei der KMU-Erklärung umfasst dies die Überprüfung, ob die Angaben der 

Anlagen zur Eigenerklärung mit den Maßgaben für die KMU-Kriterien 

anhand von aktuellen Jahresberichten des Unternehmens übereinstimmen. 

 Bei der UiS-Erklärung umfasst dies die Überprüfung, ob Anhaltspunkte aus 

aktuellen Jahresberichten des Unternehmens oder anderen Informationen 

zum Antragsteller vorliegen, dass der Antragsteller entgegen seiner 

Eigenerklärung die Voraussetzungen gemäß Definition eines „Unternehmens 

in Schwierigkeiten“ nach Artikel 2 Nr. 18 Verordnung (EU) Nr. 651/2014 

Absatz 20 (unter Beachtung der Ausnahmeregelungen) nicht erfüllt. 

 Bei den Erklärungen zu den wirtschaftlichen bzw. nichtwirtschaftlichen 

Tätigkeiten von Forschungseinrichtungen/ Forschungsinfrastrukturen ist aus 

aktuellen Jahresberichten des Unternehmens z. B. zu überprüfen, ob die 

Angaben zur Ausübung und zum maximalen Umfang wirtschaftlicher bzw. 

nichtwirtschaftlicher Tätigkeiten sowie ggf. zur erforderlichen 

Trennungsrechnung zutreffend sind.  

➢ Überprüfungen der Angaben des Antragstellers auf Schlüssigkeit 

Beispiele: 

 Ein KMU erklärt, dass keine Vorsteuerabzugsberechtigung vorliegt. 



ANLAGE 2 ZUM ERLASS FÜR DIE AUSWAHL VON EFRE, ESF+ UND JTF GEFÖRDERTEN 
VORHABEN IN DER FÖRDERPERIODE 2021-2027 

Seite | 21  
 

 Kenntnis aus anderen Förderungen, Presse, Internetrecherche, Liste der 

Vorhaben gemäß Artikel 49 Absatz 3 Verordnung (EU) 2021/1060, die 

Zweifel an der Richtigkeit der erklärten Angaben zulassen (insbesondere bei 

den Erklärungen zu KMU, UiS, Beihilferelevanz). 

Prüfung auf Basis von Stichproben: 

Die Plausibilitätsprüfungen der Eigenerklärungen der Antragsteller im Rahmen der 

Vorhabenauswahl sind mindestens auf Grundlage einer (ggf. risikobasiert ausgewählten) 

angemessenen Stichprobe auf Ebene der Antragsteller oder auf Ebene des 

Förderprogrammes durchzuführen.  

Einen solchen risikobasierten Ansatz empfiehlt die Verwaltungsbehörde z. B. für 

Überprüfungen zur Nichtförderfähigkeit erstattungsfähiger Umsatzsteuer. 

Auswahlkriterium für Plausibilitäts- und ggf. vertiefte Prüfungen könnte z. B. sein, dass 

ein Unternehmen im Rahmen der Antragstellung erklärt, dass es nicht zum 

Vorsteuerabzug berechtigt ist, ohne weitere Begründungen und/oder Dokumente 

vorzulegen. 

Bei der Festlegung von stichprobenhaften Prüfungen auf Ebene des Förderprogrammes 

hat eine Überprüfung turnusmäßig (jedoch mindestens einmal jährlich) zu erfolgen. 

Hinweis: Die Angabe der wirtschaftlichen Eigentümer der Antragsteller/Begünstigten 

nach Artikel 72 Absatz 1 Buchstabe b in Verbindung mit Anhang XVII Verordnung (EU) 

2021/1060 stellt eine Förderfähigkeitsvoraussetzung dar. Zur Erhebung, elektronischen 

Aufzeichnung und Speicherung der Angaben besteht eine rechtliche Verpflichtung. Die 

Überprüfung der erhobenen Angaben darf daher nicht allein auf das Vorliegen der 

Angaben der Antragsteller beschränkt bleiben. Für eine Plausibilisierung der Angaben zu 

den wirtschaftlichen Eigentümern der Antragsteller/Begünstigten besteht für die 

Bewilligungsstellen grundsätzlich die Möglichkeit, die Daten über das 

Transparenzregister zu plausibilisieren. Für die Einsichtnahme ist eine Registrierung 

erforderlich und dabei zu bestätigen, dass die Einsichtnahme der zuständigen 

Bewilligungsstelle gemäß § 23 Geldwäschegesetz zur Erfüllung ihrer gesetzlichen 

Aufgaben erforderlich ist. 

2.2.8.3 Vertiefte Prüfung 

Vertiefte Prüfungen der Eigenerklärungen sind durchzuführen, wenn: 

➢ Feststellungen aus der Plausibilitätsprüfung dies erfordern,  

 z. B. wird bei beantragten Personalausgaben festgestellt, dass das 

beantragte Personal bessergestellt ist als vergleichbare 

Landesbedienstete.  

➢ sich Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Antragsteller eine fehlerhafte oder 

falsche Eigenerklärung abgegeben hat (insbesondere bei den Erklärungen zu den 

wirtschaftlich Begünstigten, KMU, UiS, Schwellenwerten gemäß De-minimis-

Verordnung, Interessenkonflikten, dem Besserstellungsverbot).  

 Derartige Anhaltspunkte können sich z. B. aus Informationen anderer 

geförderter Vorhaben (der Begünstigten), aus der Presse, durch 

https://www.transparenzregister.de/treg/de/start?1
https://www.transparenzregister.de/treg/de/start?1
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Internetrecherchen oder aus der Liste der Vorhaben gemäß Artikel 49 

Absatz 3 Verordnung (EU) 2021/1060 ergeben.  

Bei einem Verdacht auf Verstoß gegen das Besserstellungsverbot ist mindestens z. B. 

anhand aktueller Jahresberichte/Bilanzen oder – wenn diese nicht vorhanden – 

vergleichbarer Übersichten zu prüfen, ob sich der Antragsteller überwiegend aus 

öffentlichen Zuwendungen finanziert. Außerdem ist stichprobenhaft die Vergütung der 

Beschäftigten zu überprüfen. 

Werden bei der Plausibilitätsprüfung zum wirtschaftlichen Eigentümer 

Datenabweichungen zwischen den Angaben des Antragstellers und der genutzten 

Datenquelle festgestellt, so ist diese Abweichung durch schriftliches Nachfragen beim 

Antragsteller aufzuklären und in der Akte zu dokumentieren. Nach Aufklärung beim 

Antragsteller sind die korrekten Daten für die weitere Bearbeitung des Vorhabens zu 

übernehmen (z. B. Erfassung im elektronischen System). Ggf. ist der Antragsteller zur 

Aktualisierung der Datenquelle (z. B. des Transparenzregisters) aufzufordern. 

2.2.9 Indikatoren 

Indikatoren sind regelmäßig vorhabenkonkret zu erheben und zu erfassen. 

Um gravierende Qualitäts- und Zuverlässigkeitsmängel sowie daraus resultierende 

Finanzkorrekturen bei den Angaben zu den gemeinsamen und programmspezifischen 

Indikatoren zu vermeiden (siehe Artikel 69 Absatz 4 in Verbindung mit Artikel 104 Absatz 

1 Buchstabe a Verordnung (EU) 2021/1060), sind auch die Soll-Indikatoren bei 

EFRE/JTF geförderten Vorhaben auf Plausibilität zu prüfen und zeitnah im efREporter4 

zu erfassen. 

Wesentliches Kriterium für die Überprüfung ist die Sicherstellung, dass die im 

efREporter4 erfassten/ abgebildeten Indikatorenwerte korrekt sind und mit den 

Vorhabendaten übereinstimmen. Es ist zu prüfen, ob:  

➢ die Soll-Werte z. B. gemessen am Fördervolumen, an vergleichbaren Vorhaben, 

der Laufzeit, der Zielstellung des Vorhabens zu hoch/zu niedrig erscheinen, 

➢ die Soll-Werte im efREporter4 mit den für das Vorhaben zu erfassenden 

Indikatoren-Soll-Werten entsprechend der aktuellen Genehmigungsentscheidung 

übereinstimmen.  

3 Dokumentation 

3.1 Prüfergebnisse 

Umfang und Ergebnisse der Vorhabenauswahl und -genehmigung sind unter Beachtung 

der Prüfinhalte gemäß Abschnitt 2 mit einheitlichen und detaillierten 

Checklisten/Prüfvermerken oder Ergebnisprotokollen zu dokumentieren. Die Prüfinhalte 

und Ergebnisse der Wettbewerbe und förmlichen Antragsverfahren sind dabei 

angemessen ausführlich zu beschreiben. Die Unterlagen sind unter Berücksichtigung der 

Aufbewahrungsfrist gemäß Artikel 82 Verordnung (EU) 2021/1060 vorzuhalten (siehe 
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dazu auch Anlage 1 Punkt 5.2 dieses Erlasses). Darüberhinausgehende nationale 

Aufbewahrungsfristen, wie z. B. Zweckbindungsfristen, sind eigenverantwortlich zu 

überwachen und die danach erforderliche Aufbewahrung sicher zu stellen.  

Es werden keine allgemein verbindlichen Formulare vorgegeben, da Prüfungshandlungen 

und Prüfinhalte programmspezifisch darzustellen sind. Der Erlass enthält aber 

Mindestvorgaben für Prüfinhalte und die Dokumentation der Prüfung, die entsprechend zu 

konkretisieren sind. 

Zur Sicherstellung einer angemessenen und vollständigen Dokumentation sind von den 

Bewilligungsstellen und Auswahlgremien verwendete Musterchecklisten, -vermerke,  

-protokolle und -genehmigungsschreiben zu versionieren, um die korrekte Verwendung 

der Formulare zu gewährleisten sowie ihre ordnungsgemäße und zeitgerechte 

Verwendung nachzuweisen. 

Bei der Erarbeitung von Musterchecklisten und-vermerken ist darauf zu achten, dass die 

durchgeführten Prüfungshandlungen und -ergebnisse angemessen beschrieben werden 

können. Es ist unzureichend, die Prüfungshandlung lediglich als solche zu dokumentieren 

(z. B. „Beihilfestatus wurde geprüft“ wird abgehakt). Die durchgeführten Prüfschritte und 

Prüfinhalte sowie Ergebnisse sind ausführlich zu beschreiben (z. B., die zu beachtenden 

einzelnen Kriterien der Beihilfeprüfung oder bei der Prüfung des Besserstellungsverbotes, 

Einhaltung De-minimis-Beträge, ggf. Verweis auf relevante Rechtsvorschrift usw.). Es wird 

empfohlen, ggf. wiederkehrende, feststehende Prüfschritte für geeignete Kriterien 

weitestgehend standardisiert in die Checkliste aufzunehmen (ggf. auch als gesonderte 

Anlage zur Checkliste).  

Die Prüfungen der Vorhabenauswahl und –genehmigung müssen vor der Genehmigung 

des Vorhabens abgeschlossen sein.  

Folgende Angaben sind dabei insbesondere zu erfassen: 

➢ Zeitpunkt bzw. Zeitraum der Prüfung,  

➢ Angaben zum geprüften Vorhaben (Aktenzeichen, Antragsteller und Bezeichnung 

des geförderten Vorhabens laut Antrag), 

➢ Angaben zu den Prüfern (Name, Weiserzeichen/Stellenkennziffern) bzw. zu den 

Mitgliedern des Auswahlgremiums (einschließlich Erklärung zum Vorliegen von 

Interessenkonflikten, 

➢ Auflistung aller geprüften Aspekte unter Hinweis auf die betreffenden rechtlichen 

Grundlagen (einschließlich Nachvollziehbarkeit und Plausibilität von 

untersetzenden Fragen/Merkmalen für die vom Begleitausschuss genehmigten 

Auswahlkriterien), 

➢ detaillierte Darstellung der Prüfergebnisse einschließlich notwendiger 

Begründungen (z. B. bei Abweichungen vom Antrag): 

 Angaben zum bewilligten Zuwendungs-/Förderzwecks,  

 Bewilligungszeitraum,  

 förderfähige Ausgaben,  

 Förderhöhe,  
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 sonstige für die Umsetzung relevante Bestimmungen und  

 ggf. Abweichungen zur Antragstellung. 

3.2 Erfassung im efREporter4 

Zur Erfassung der Daten zu jedem Vorhaben gemäß Artikel 72 Absatz 1 Buchstabe e 

Verordnung (EU) 2021/1060 hat die Verwaltungsbehörde einen Erlass zur 

Datenerfassung im IT-System efREporter4 für geförderte Vorhaben der Programme 

EFRE/JTF und ESF+ in der Förderperiode 2021-2027 veröffentlicht. Dieser ist in der 

jeweils geltenden Fassung zu beachten. 

Die Daten zu den genehmigten Vorhaben sind zeitnah im efREporter4 zu erfassen. 

3.3 Dokumentation im Zusammenhang mit Interessenkonflikten 

Die Eigenerklärungen zu Interessenkonflikten der Mitglieder der Auswahlgremien und der 

Beteiligten an der Vorhabenauswahl im Rahmen eines öffentlichen Vergabeverfahrens 

sind mit den Unterlagen zum Auswahlverfahren aufzubewahren. 

Um die Prüfung möglicher Interessenskonflikte im Verwaltungsverfahren transparenter zu 

dokumentieren, ist in die Checklisten/Prüfvermerke oder Ergebnisprotokolle der an der 

Vorhabenauswahl beteiligten und antragsprüfenden Stellen bei den 

Zwischengeschalteten Stellen im Unter- bzw. Mitzeichnungsbereich folgende Erklärung 

aufzunehmen:  

„Ich, der/die Unterzeichnende an der Vorhabenauswahl Beteiligte, erkläre, dass 

nach meinem Wissen zum jetzigen Zeitpunkt, soweit bekannt, kein 

Interessenkonflikt mit Personen, Organisationen oder Antragstellern besteht, die im 

Rahmen der oben genannten Prüfung Gegenstand der Prüfungshandlungen sind.“ 

Sofern Befangenheitsmeldungen gemäß Erlass der Verwaltungsbehörde zur 

Dokumentation eines Interessenkonflikts nach Artikel 61 EU-Haushaltsordnung 2018 

sowie §§ 20 und 21 VwVfG - (Befangenheitsmeldung) vom 13.03.2023 im Rahmen der 

Vorhabenauswahl gemacht wurden, sind diese entsprechend den Aufbewahrungsfristen 

für das betroffene Vorhaben vorzuhalten. 


